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Die Ergebnisse sind eindeutig: Die Erhöhung der Richtwerte für
Wohnkosten von HartzIVEmpfängern, die der Senat zum 1. Mai
beschlossen hat, reicht bei Weitem nicht aus. Das besagt eine
Studie des Forschungsinstituts Topos, die der Berliner Mieterverein
in Auftrag gegeben und am Montag vorgestellt hat. 70.000
Haushalte liegen demnach auch mit den neuen Richtwerten über der
Grenze, die das Jobcenter bezahlt.

Topos hat rund 1.000 Datensätze ausgewertet. Demnach lagen
bislang die Mieten von einem Drittel aller ALGIIEmpfänger über
den zulässigen Grenzen, mit den neuen Werten ist es noch immer
ein Viertel. Die zulässigen Überschreitungen etwa für Schwangere
oder Kranke sind bereits eingerechnet. Besonders häufig betroffen
sind Alleinerziehende: Diese machen fast ein Sechstel der
Betroffenen aus.

Ein Wechsel in eine günstigere Wohnung ist den Autoren der Studie

Wohnen in für Hartz-IV-Empfänger

Kein Platz für Arbeitslose
Die vom Senat im April beschlossene Erhöhung der Mietobergrenze für Hartz-IV-Empfänger gleicht

die Mietsteigerungen bei Weitem nicht aus, stellt eine Studie fest.
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zufolge meist unmöglich: „Die Chancen für ALGIIEmpfänger, durch
einen Umzug in eine billigere Wohnung ihre Kosten zu senken, sind
aufgrund der hohen Neuvermietungsmieten faktisch
ausgeschlossen.“

Die Wohnverhältnisse von ALGIIEmpfängern, stellt Topos fest,
liegen in jeder Hinsicht deutlich unter dem Berliner Durchschnitt. Sie
wohnen in kleineren und einfacheren Wohnungen, die
Durchschnittsmiete ist deutlich niedriger. Der Zwang zum Sparen
führe dazu, „dass deutlich mehr Haushalte als in der übrigen
Bevölkerung in überbelegten Wohnungen leben müssen.“ Dies
betreffe fast ausschließlich Haushalte mit Kindern. In Berlin leben
30.000 Kinder unter 18 Jahren in zu kleinen Wohnungen.

Auf Kosten der Schwachen

„Die Sparpolitik des Berliner Senats wird auf dem Rücken der
wirtschaftlich Schwächsten ausgetragen“, kritisiert Rainer Wild vom
Berliner Mieterverein. Er wirft der neuen Verordnung zahlreiche
Mängel vor: So beziehe sie sich nur auf einfache Wohnlagen, in
diesen gebe es aber gar nicht genug Wohnungen. Auch seien die
enormen Mietsteigerungen bei Neuanmietungen nicht berücksichtigt
worden. Der Mieterverein, die Landesarmutskonferenz und der
Berliner Arbeitslosenzentrum schlagen eigene Richtwerte vor: 450
Euro Bruttowarmmiete für eine Person, 490 Euro für zwei. Außerdem
fordert der Verein etwa Sonderregeln für Alleinerziehende.
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